Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drud^sache 1552 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 5, Juli 1955 

4^ 19008-1464/55 IV 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich als Anlage A den von der Bundesregierung 
beschlossenen 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Aufhebung des 
Besatzungsrechts 

mit Anlagen 1 und 2, Begründung und einer Anlage zur Begrün- 
dung. Ich bitte, die Beschlußfassung des Bundestages herbeizu- 
führen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Die Bundesregierung hat entsprediend Anlage B die Drei Mächte 
konsultiert. Eine Antwort der Drei Mächte liegt jedoch noch nicht vor. 

Der Bundesrat hat in seiner 142. Sitzung am 10. Juni 1955 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetz- 
entwurf die sich aus der Anlage C ergebenden Änderungen vorzu- 
schlagen. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist aus der Anlage D ersiditlidi. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dn h. c. Blücher 


Druckt: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Anlage A 


Entwurf eines Ersten Gesetzes 

zur Aufhebung des Besatzungsrechts 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Die von den Besatzungsbehörden erlasse- 
nen, in der Anlage 1 dieses Gesetzes aufge- 
führten Vorschriften werden aufgehoben. 

§ 

Die vom Kontrollrat in Deutschland erlas- 
senen, in der Anlage 2 dieses Gesetzes aufge- 
führten Vorschriften verlieren im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes ihre Wirksamkeit. 

§ 3 

(1) Von Besatzungsbehörden erlassene Vor- 
sdiriften, die nicht in den Amtsblättern der 
Besatzungsmächte veröffentlidit sind, werden 
aufgehoben; soweit sie vom Kontrollrat er- 
lassen sind, verlieren sie im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes ihre Wirksamkeit. 

(2) Unberührt bleiben 

a) die zu den Gesetzen Nr. 52 des SHAEF 
und der Militärregierungen erlassenen Ge- 
nehmigungen und Anweisungen, soweit sie 
auf die der Rückerstattung unterliegenden 
Vermögenswerte, deren Ertrag oder Erlös 
anwendbar sind, 

b) Nachtrag 1 zu den Durchführungs an Wei- 
sungen des Gesetzes Nr. 58 der Amerika- 
nisdien Militärregierung und der Direk- 
tive Nr. 50 des Kontrollrats, 

c) die Direktiven Nr. 1, 2, 4, 5, 6, 7, 12, 13, 
17, 20, 21, 34, 36 und 53 des Kontroll- 
rats, 

d) die nach Artikel 12 Abs. 3 Satz 2 des 
Finanzvertrages vom 26. Mai 1952 in der 
Fassung des Protokolls über die Beendi- 
gung des Besatzungsregimes in der Bun- 
desrepublik Deutschland vom 23. Okto- 


ber 1954 (Bundesgesetzbl. 1955 II S. 301, 
381) und nach Absatz 5 Satz 3 des Schrei- 
bens des Bundeskanzlers an jeden der drei 
Hohen Kommissare vom 23, Oktober 1954 
betreffend Erleichterungen für Botschaften 
und Konsulate (Bundesgesetzbl. 1955 II 
S. 213, 247) aufrechtzuerhaltenden Vor- 
schriften, 

e) Ziffer 4 des Genehmigungsschreibens der 
Militärgouverneure zum Grundgesetz vom 
12. Mai 1949. 

In Kraft bleiben die Direktive der Alliierten 
Hohen Komission vom 17. Oktober 1950 — 
AGSEC (50) 2308 und die Zusatzanordnung 
vom gleidien Tage über die Prüfung der Be- 
satzungskosten und Auftragsausgaben durch 
den Bundesrechnungshof, 

(3) Amtsblätter der Besatzungsmächte im 
Sinne dieses Gesetzes sind 

a) das Amtsblatt des Kontrollrats in Deutsch- 
land, 

b) das Amtsblatt der Militärregierung Deutsch- 
land, 

c) das Amtsblatt der Militärregierung Deutsch- 
land (Amerikanisches Kontrollgeblet), 

d) das Amtsblatt der Militärregierung Deutsch- 
land (Britisches Kontrollgeblet), 

e) das Amtsblatt des Französischen Ober- 
kommandos in Deutschland, ohne die An- 
hänge (Supplements), 

f) das Amtsblatt der Alliierten Hohen Kom- 
mission für Deutschland. 

§ 4 

Soweit in den §§ 1 bis 3 bezeichnete Vor- 
schriften vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes ganz oder teilweise ihre Gültigkeit ver- 
loren haben, hat es hierbei sein Bewenden. 
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§ 5 

(1) Fristen, deren Ablauf auf Grund von 
Vorsdiriften oder infolge von Maßnahmen 
der Besatzungsbehörden gehemmt worden 
und beim Inkrafttreten dieses Gesetzes nodi 
nidit eingetreten ist, laufen in dem Zeitpunkt 
ab, in dem der Ablauf ohne diese Hemmung 
eintreten würde, jedoch nicht vor dem Ende 
des Jahres 1956. 

(2) Fristen der Strafverfolgungs- oder 
Strafvollstreckungsverjährung, die zufolge der 
Hemmung erst nach Inkrafttreten des Ge- 
setzes ablaufen würden, enden sechs Monate 
nach diesem Zeitpunkt. 

(3) Absatz 1 gilt nicht für 

a) Ansprüche ausländischer Gläubiger gegen- 
über deutschen Schuldnern, soweit der 
Ablauf einer Frist auf Grund des Gesetzes 
Nr. 67 der Alliierten Hohen Kommission 
(Amtsblatt der Alliierten Hohen Kom- 


mission für Deutschland S. 1310) ge- 
hemmt worden ist, 

b) Ansprüche, die zum Restvermögen der 
IG-Farbenindustrie AG i. L. gehören 
oder aus ihm zu befriedigen sind, soweit 
der Ablauf der Verjährungsfrist auf Grund 
des Artikels 8 des Gesetzes Nr. 84 der 
Alliierten Hohen Kommision (Amtsblatt 
der Alliierten Hohen Kommission für 
Deutschland S. 3161) gehemmt worden ist. 

§ 6 

(1) Dieses Gesetz tritt in Kraft mit dem 
Protokoll über die Beendigung des Besatzungs- 
regimes in der Bundesrepublik Deutschland 
vom 23. Oktober 1954 (Bundesgesetzbl. 
1955 II S. 213). 

(2) Der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes ist im Bundesgesetzblatt bekanntzu- 
geben. 

(3) Dieses Gesetz gilt nicht im Land Berlin. 
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Anlage 1 des Ersten Gesetzes 
zur Aufhebung des Besatzungsrechts 

(Bei den mit * bezeichneten Vorschriften ist an Stelle des fehlenden Ausferti- 
gungsdatums der Tag des Inkrafttretens angegeben.) 


A 

Oberster Befehlshaber der Alliierten Streitkräfte (SHAEF) 




Amtsblatt der Militär- 
regierung Deutschland 



Heft 

Seite 

Gesetze 

Gesetz Nr. 1 la) 
ohne Datum 

Aufhebung des Nationalsozialistischen Rechts 

3 

1 


Bestimmungen zu Gesetz Nr. 1 ohne Datum 

3 

50 

Gesetz Nr. 77 
ohne Datum 

Schließung einzelner Organisationen und Dienststellen auf 
dem Gebiete der Arbeit 

3 

29 


Britische Zone-, 

aufgehoben durch Verordnung Nr. 221 
des Hohen Kommissars des Vereinigten 
Königreichs für Deutschland vom 15. De- 
zember 1950 


Amtsblatt 

derUKMR 

Seite 710 


n Diese Vorschriften sind ebenfalls veröffentlicht im Amtsblatt der Militärregie- 
rung Deutschland (Amcrikanisdies Kontrollgebiet) Ausgabe A a) Seite 3 und 
b) Seite 48. 


B 

Alliierte Hohe Kommission für Deutschland (AHK) 

Amtsblatt der AHK für 
Deutschland 

Seite 

Auslegung des Gesetzes Nr. 13 (Abgeänderte Fassung) 

(Gerichtsbarkeit auf den vorbehaltenen Gebieten) 1399 

Übertragung der im Gesetz Nr. 13 (Geänderte Fassung) 
der AHK vorgesehenen Befugnisse auf den durch die 
Durchführungsverordnung Nr. 1 zum Gesetz Nr. 8 (Ge- 
änderte Fassung) errichteten Beschwerdeausschuß für 
Patentsachen 2881 


I. Gesetz Nr. 71 

vom 10. Januar 1952 


II. Entscheidung Nr. 30 
vom 3. April 1954 


III. Verfahrensvorschriften des Beschwerdeausschusses für Patentsachen 

vom 14. Juni 1954 


3020 


c 

Militärregierung - Deutschland 
Amerikanisches Kontrollgebiet (USMR) 


Amtsblatt der Militär- 
regierung Deutschland 
Amerikanisches 
Kontrollgebiet 

Heft Seite 

T, Gesetze 

§ 26 Abs. 2 Drittes Gesetz zur Neuordnung des Geldwesens (Umstel- 

des Gesetzes Nr. 63 lungsgesetz) 

vom 27. Juni 1948* 


J 


21 



Amtsblatt der Militär- 
regierung Deutschland 
Amerikanisches 
Kontrollgebiet 


§ 28 des Gesetzes Nr. 63 
vom 27. Juni 1948* 

in der Fassung Amtsblatt 

des Artikels 2 des Gesetzes Nr. 15 der AHK 

der AHK vom 15. Dezember 1949 Seite 71 

Heft 

J 

Seite 

21 


Neunte Durchführungsverordnung der Alliierten Bank- 
kommission zum Gesetz Nr. 63 der Militärregierung (zu 
§ 26 Abs. 2 des Umstellungsgesetzes/Westsektoren 
Groß-Berlins) vom 20. November 1948* 

L 

16 


Achtzehnte Durchführungsverordnung der Alliierten 
Bankkommission zum Gesetz Nr. 63 der Militärregie- 
rung vom 20. November 1948* 

M 

30 


Neunzehnte Durchführungsverordnung der Alliierten 
Bankkommission zum Gesetz Nr. 63 der Militärregie- 
rung vom 1. März 1949* 

M 

31 


Zwanzigste Durchführungsverordnung der Alliierten 
Bankkommission zum Gesetz Nr. 63 der Militärregie- 
rung vom 1. März 1949* 

M 

31 


37. Durchführungsverordnung der Alliierten 
Bankkommission zum Gesetz Nr. 63 der 
Militärregierung, Bezugnahme auf § 26 Amtsblatt 
Abs. 2 des Umstellungsgesetzes vom der AHK 

15. September 1949* Seite 163 

O 

49 

Verordnungen 




Verordnung Nr. 2 
ohne Datum 

Gerichte der Militärregierung 

Änderung der Verordnung Nr. 2 vom 30. Januar 1946* 
Zweite Änderung der Verordnung Nr. 2 
vom 22. Juli 1947 * 

A 

A 

E 

60 

63 

18 

Verordnung Nr. 7 
vom 18. Oktober 1946 * 

Verfassung und Zuständigkeit gewisser Militärgerichte 

in der Fassung 

der Verordnung Nr. li der USMR vom 17. Februar 
1947* 

B 

C 

10 

11 


ergänzt durch 

1. Ausführungsbestimmung vom U. April 1947* 

D 

6 

Verordnung Nr. 11 
vom 17. Februar 1947 * 

Änderung der Verordnung Nr. 7 der Militärregierung vom 
18. Oktober 1946, betitelt „Verfassung und Zuständigkeit 
gewisser Militärgerichte" 

C 

11 


D 

Militärregierung - Deutschland 

Britisches Kontrollgebiet (UKMR) 

Amtsblatt der Militär- 
regierung Deutschland 
Britisches Kontrollgebiet 

Gesetze 


Heft 

Seite 

§ 26 Abs. 2 

des Gesetzes Nr. 63 

vom 27. Juni 1948 * 

Drittes Gesetz zur Neuordnung des Geldwesens (Um- 
stellungsgesetz) 


862 

§ 28 des Gesetzes Nr. 63 
vom 27. Juni 1948* 

in der Fassung Amtsblatt 

des Artikels 2 des Gesetzes Nr. 15 der AHK 

der AHK vom 15. Dezember 1949 Seite 71 


862 


9. Durchführungsverordnung der Alliierten Bankkommis- 
sion zum Umstellungsgesetz (zu § 26 Abs. 2 des Umstel- 
lungsgesetzes/Westscktoren Groß-Berlins) vom 20, No- 
vember 1948* 


1005 


18. Durchführungsverordnung der Alliierten Bankkom- 
mission zum Umstellungsgesetz (zu § 26 Abs. 2 des Um- 
stellungsgesetzes/Westsektoren Groß-Berlins) vom 20. No- 
vember 1948* 


1119 
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Amtsblatt der Militär- 
regierung Deutschland 
Britisches Kontrollgebiet 

Heft Seite 


19. Durchführungsverordnung der Alliierten Bankkom- 
mission zum Umstellungsgesetz (zu § 26 Abs. 2 des Um- 
stellungsgesetzes/sowjetisch besetzte Zone, Ostsektor von 

Groß-Berlin) vom 1. März 1949* 1119 

20. Durchführungsverordnung der Alliierten Bankkommis- 

sion zum Umstellungsgesetz (zu § 26 Abs. 2 des Umstel- 
lungsgesetzes/Geltung allgemeiner oder besonderer Er- 
mächtigungen) vom l. März 1949* 1120 

37. Durchführungs-Verordnung der Alli- 
ierten Bankkommision zum Umstellungs- Amtsblatt 

gesetz (zu § 26 Abs. 2 des Umstellungs- der AHK 

gesetzes) vom 15. September 1949 Seite 163 Teil 6 B 25 


II. Verordnungen 

Verordnung Nr. 39 Konsumvereine 284 

(mit Ausnahme von Art, IX) 
vom 31. Juli 1946 * 


Verordnung Nr. 82 Betreten der britischen Zone durch Personen, die nicht 

vom 16. April 1947 deutsche Staatsangehörige sind 498 

Verorclnnng Nr. 146 Mißachtung der Kriegsgerichte (Contempt of Courts- 

vom 28. April 1948* Martial) 783 

in der Fassung 

der Verordnung Nr. 181 vom 14. Februar 1949* 1081 

Verordnung Nr. 149 Prüfungsausschuß für Ansprüche der Konsumgenossen- 

vom 18. Mai 1948* schäften 787 

Verordnung Nr. 167 Vollstreckung von Freiheitsstrafen gegen Kriegsgefangene 

vom 20. September 1948* und andere außerhalb der Britischen Zone Verurteilte in 

Strafanstalten der Britischen Zone 979 

Erste Abänderung vom 20. September 1948* 1075 

Verordnung Nr. 181 Abänderung Nr. 1 zur Verordnung 146 (Mißachtung des 

vom 14. Februar 1949 * Kriegsgerichts — Contempt of Courts-Martial) 1081 


III. Bekanntmachungen 


Bekanntmachung Erleichterungen für Bewegungsbeschränkungen von 

vom 3. September 1945 * Personen 72 

Bekanntmachung Benutzungsbescheinigung für nichtmilitärische Kraftfahr- 

vom 1. April 1946* zeuge 153 

Bekanntmachung Rückgabe der Erlaubnisscheine für die verbotenen Grenz- 

vom 24. Oktober 1946 bezirke (Gesetz Nr. 161) 329 

Bekanntmachung Verfahrensvorschriften des Rheinschiffahrtsgerichts der 

vom 2. Januar 1947 Militärregierung 377 

in der Fassung 

der Verfahrens-Vorschrift der UKMR vom 26. März 

1949* 1142 

Bekanntmachung Gemischter ziviler Wachdienst und gemischte zivile Ar- 

vom 1. August 1947* beitsorganisation, Dienstvorschriften 574 

in der Fassung 

der Bekanntmachungen vom 1. April 1948 *; 747 

vom 1. Mai 1948* 819 

vom 20. August 1949 Teil 12 B 2 

Bekanntmachung Inkrafttreten von Bestimmungen der Verordnung Nr. 152 

vom 30. Juni 1948 der Militärregierung (Neuregelung der Finanzverwaltung) 821 

Bekanntmachung Auslieferungs-Tribunal 

ohne Datum Verfahrensvorschriften 

(Erste abgeänderte Fassung) Teil 11 B 12 

Bekanntmachung Überwachung des Besitzes von Feuerwaffen, Übertragung 

vom 5. August 1949 von Befugnissen Teil 12 B 3 
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Hoher Kommissar des Vereinigten Königreichs 
für Deutschland (UKHK) 

Amtsblatt der AHK für 
Deutschland 

Anweisungen 


Seite 

Anweisung Nr. 1 
vom 22. Juni 1950 

(Gemäß Gesetz Nr. 13 der Alliierten Hohen Kommission) 

495 

Anweisung Nr. 2 
vom 26. September 1950 

(Gemäß Gesetz Nr. 13 der Alliierten Hohen Kommission] 

619 

Anweisung Nr. 3 
vom 29. September 1950 

Auf Grund des Gesetzes Nr. 13 der Alliierten Hohen Kom- 
mission 

628 

Anweisung Nr. 4 
vom 8. März 1951 

Auf Grund des Gesetzes Nr. 13 der Alliierten Hohen Kom- 
mission (Gerichtsbarkeit auf den vorbehaltenen Gebieten) 

838 

F 

Französisches Oberkommando in Deutschland (FCC) 




Amtsblatt des französi- 
schen Oberkommandos 
in Deutschland 

Verordnungen 


Seite 

Verordnung Nr. 5 
vom 4. September 1945 

Betreffend die Kontrolle der deutschen Wirtschaft im In- 
nern des französischen Besetzungsgebietes 

8 


in der Fassung 

der Verordnung Nr. 215 des FCC vom 25. Mai 1949 

2027 


(Verordnung Nr. 215 aufgehoben durch das Gesetz 

Nr. 4 der AHK vom 21. September 1949, Amtsblatt 
der AHK S. 6] 


Verordnung Nr. 47 
vom 18. Juli 1946 

Betreffend Organisation der Devisenkontrolle im fran- 
zösischen Besetzungsgebiet 

254 


in der Fassung 

der Verordnung Nr. 147 vom 28. Januar 1948 und 

1353 


der Verordnung Nr. 235 vom 18. September 1949 (be- 
richtigt Amtsblatt der AHK Seite 43] 

2155 

Verordnung Nr. 73 
vom 6. Dezember 1946 

über die Errichtung von Rheinschiffahrtsgerichten 

in der Fassung 

der Verordnung Nr. 109 des FCC vom 26. August 1947 

508 

1036 

Verordnung Nr. 97 
vom 1. Juli 1947 

Uber den Außenhandel für die französische Besatzungs- 
zone 

843 


in der Fassung 

der Verordnung Nr. 113 des FCC vom 1. Oktober 1947 

1132 

Verordnung Nr. 109 
vom 26. August 1947 

Betreffend Abänderung der Verordnung Nr. 73 über die 
Errichtung von Rheinschiffahrtsgerichten 

1036 

Verordnung Nr. 113 
vom 1. Oktober 1947 

über Änderung und Ergänzung der Verordnung Nr. 97 
vom 1. Juli 1947, betreffend den Außenhandel des franzö- 
sischen Besetzungsgebietes 

1132 

Verordnung Nr. 147 
vom 28. Januar 1948 

über die Abänderung der Verordnung Nr. 47 betreffend 
die Organisation der Devisenkontrolle im französischen 
Besetzungsgebiet 

1353 

Artikel 26 § 74 

der Verordnung Nr. 160 

vom 26. Juni 1948 

über die Geldreform 

1537 

Artikel 28 § 77 

der Verordnung Nr. 160 

vom 26. Juni 1948 

in der Fassung Amtsblatt 

des Artikels 2 des Gesetzes Nr. 15 der AHK 

der AHK vom 15. Dezember 1949 Seite 71 

1537 


Anordnung der alliierten Bankkommission zur Durchfüh- 
rung der Bestimmungen von Artikel 26 der Verordnung 

Nr. 160 des Commandant en Chef Francais en Allemagne 
vom 26. Juni 1948 über die Geldreform 
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Amtsblatt des französi- 
schen Oberkommandos 
in Deutschland 

Seite 

Bezahlungen durch oder zu Gunsten von Personen, die 
ihren Wohnsitz in den westlichen Sektoren von Berlin 
haben vom 15. November 1948* 1805 

Anordnung der alliierten Bankkommission über Durch- 
führung des Artikels 26, § 73 der Verordnung Nr. 160 vom 
26. Juni 1943 — Weslsektoren Groß-Berlins (18. Durch- 
führungsverordnung zur Verordnung Nr. 160) vom 20. No- 
vember 1948* 2018 


Anordnung der alliierten Bankkommission über Durch- 
führung des Artikels 26, § 73 der Verordnung Nr. 160 ■ — 
sowjetisch besetzte Zone, Ostsektor von Groß-Berlin ■ — 

(19. Durchführungsverordnung zur Verordnung Nr. 160 

vom 26. Juni 1948) vom 1. März 1949* 2019 

Anordnung der alliierten Bankkommission zur Durch- 
führung des Artikels 26, § 73 der Verordnung Nr. 160 vom 
26. Juni 1948 — Geltung allgemeiner und besonderer Er- 
mächtigungen — • (20. Durchführungsverordnung zur Ver- 
ordnung Nr. 160 vom 26. Juni 1948) vom 1. März 1949* 2020 

Durchführungsverordnung Nr. 37 der Alli- 
ierten Bankkommission zum Umstellungs- Amtsblatt 
gesetz (zu § 26 Abs. 2 des Umstellungsge- der AHK 
setzes) vom 15. September 1949 Seite 163 


Verordnung Nr. 188 
vom 30. Oktober 1948 


Verordnung Nr. 189 
vom 30. Oktober 1948 

Verordnung Nr. 190 
vom 30. Oktober 1948 


Verordnung Nr. 196 
vom 1 1. Januar 1949 


Verordnung Nr. 200 
vom 22. Februar 1949 


Verordnung Nr. 204 
vom 26. März 1949 


über die Zuweisung der Rundfunkeinrichtungen des fran- 
zösischen Besetzungsgebietes in Deutschland an den „Süd- 
westfunk" 

in der Fassung Amtsblatt 

der Verordnung Nr. 278 vom 24. April 1952 der AFIK 

Seite 1637 

über die Neuregelung des Außenhandels des französischen 
Besetzungsgebietes 

Neuregelung der Devisenkontrolle 
in der Fassung 

der Verordnung Nr. 196 vom 11. Januar 1949 und 

der Verordnung Nr. 235 vom 18. September 1949 
(berichtigt Amtsblatt der AHK Seite 43) 

Zur Ergänzung der Verordnung Nr. 190 über die Neurege- 
lung der Devisenkontrolle im französischen Besetzungs- 
gebiet 

über die Abänderung der Verordnung Nr. 169 über Ver- 
kehrsfreiheit zwischen der französischen, englischen und 
amerikanischen Besetzungszone 

über Abänderung der Verordnung Nr. 191 vom 29. Ok- 
tober 1948 


1760 


1761 

1762 

1855 

2155 

1855 

1904 

1918 


II. Verfügungen des Commandant en Chef Fran<;ais en Allemagne (CC) 


Verfügung Nr. 1 
vom 21. August 1945 


über die Einsetzung von Delegues de TAdministrateur 
General 


Verfügung Nr. 2 
vom 22. August 1945 


über die Abgrenzung der Befugnisse des Commandement 
des Troupes und des Gouvernement Militaire 

in der Fassung 

der Verfügung Nr. 3 des CC vom 31. August 1945 
der Verfügung Nr. 6 des CC vom 12. Oktober 1945 


4 

29 


Verfügung Nr. 3 
vom 31. August 1945 


über den Zeitpunkt des Inkrafttretens der Verfügung vom 
22. August 1945 


Verfügung Nr. 6 
vom 12. Oktober 1945 


über den Zeitpunkt des Inkrafttretens der Verfügung vom 
22. August 1945 


29 
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Amtsblatt des französi- 
schen Oberkommandos 
in Deutschland 

Seite 


Verfügunq Nr. 16 
vom 22. Mai 1946 

über die Zeit der Jagderöffnung und des Jagdschlusses 
in der Zone Fran(;aise d'Occupation 

200 


in der Fassung 

der Verfügung Nr. 20 des CC vom 12. August 1946 

285 


der Verfügung Nr. 26 des CC vom 15. November 1946 

487 

Verfügung Nr. 20 
vom 12. August 1946 

Betreffend Änderung der Verfügung Nr. 16 über die Zeit 
der Jagderöffnung und des Jagdschlusses 

285 

Verfügung Nr. 26 
vom 15. November 1946 

Betreffend Änderung der Verfügung Nr. 16 vom 22. Mai 

1946 über die Zeit der Jagderöffnung und des Jagd- 
schlusses in der Zone Franc^aise d'Occupation 

487 

Verfügung Nr. 27 
vom 15. November 1946 

Über das Ende der Zeit des Forellenfangs in der Zone 
Fran(;aise d'Occupation 

488 

V^erfügung Nr. 38 
vom 2. Juli 1947 

über die Regelung des Verfahrens für die Erteilung von 
für eine einmalige Hin- und Rückreise gültigen Interzonen- 
Passierscheinen für deutsche Zivilpersonen 

845 

Verfügung Nr. 51 
vom 10. Februar 1948 

über die Auflösung von Unternehmen, deren Hauptzweck 
darin besteht, zum Kriegspotential Deutschlands beizu- 
tragen 

1404 

Verfügung Nr. 52 
vom 17. Februar 1948 

Über die Bestimmung einer neuen Frist für die Abgabe der 
durch Verfügung Nr. 24 vom 8. Dezember 1945 vorgesehe- 
nen Erklärungen 

1419 

Verfügung Nr. 106 
vom 6. Dezember 1948 
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Begründung zum Entwurf 

des Ersten Gesetzes zur Aufhebung des Besatzungsrechts 


1 . 

Zweck und Inhalt des Gesetzes 

a) Mit dem Inkrafttreten des Protokolls über die Be- 
endigung des Besatzungsregimes wird die Bundesrepu- 
blik Deutschland die Souveränität über ihre inneren und 
äußeren Angelegenheiten erhalten. Die Zeit der Be- 
setzung ist damit beendet. Die Organe des Bundes und 
der Länder werden gemäß ihrer im Grundgesetz festge- 
legten Zuständigkeit befugt sein, von den Besatzungsbe- 
hörden erlassene Rechtsvorschriften aufzuheben oder zu 
ändern, sofern im Deutschlandvertrag (Vertrag über die 
Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und den Drei Mächten vom 26. Mai 1952 in der gemäß 
Liste I zum Protokoll über die Beendigung des Besatzungs- 
regimes in der Bundesrepublik Deutschland vom 23. Ok- 
tober 1954 geänderten Fassung, Bundesgesetzbl. 1955 II 
S. 305) und seinen Zusatzverträgen nichts anderes be- 
stimmt ist. Dies ergibt sich aus Artikel 1 Abs. 1 und 2 des 
Ersten Teils des Überleitungsvertrages (Vertrag zur Re- 
gelung aus Krieg und Besatzung entstandener Fragen vom 
26. Mai 1952 in der gemäß Liste IV zum Protokoll über 
die Beendigung des Besatzungsregimes in der Bundesre- 
publik Deutschland vom 23. Oktober 1954 geänderten Fas- 
sung, Bundesgesetzbl. 1955 II S. 405). Von den deutschen 
gesetzgebenden Körperschaften wird es daher abhängen, 
in welchem Umfang sie von diesem Recht Gebrauch 
machen. 

Erscheint es aus grundsätzlichen Erwägungen erwünscht, 
das gesamte von den Besatzungsmächten erlassene Recht 
zu beseitigen, so sind dieser Absicht doch Grenzen ge- 
setzt. Im überleitungsvertrag hat sich Deutschland ver- 
pflichtet, gewisse besatzungsrechtliche Vorschriften nur 
mit Zustimmung der Drei Mächte aufzuheben oder zu än- 
dern. Solche Vorschriften sind damit der freien Verfügung 
des deutschen Gesetzgebers entzogen. Eine Reihe anderer 
Vorschriften kann nicht sofort aufgehoben werden, weil 
durch sie Rechtsgebiete geregelt sind, für die deutsche 
Rechtsvorschriften nicht oder nicht mehr bestehen, die 
aber einer gesetzlichen Regelung bedürfen. Diese Be- 
stimmungen können erst gleichzeitig mit dem Inkraft- 
treten deutscher Ersatzvorschriften aufgehoben werden. 

b) Aufgabe des vorliegenden Entwurfs ist, die sofort 
entbehrlichen besatzungsrechtlichen Vorschriften zu besei- 
tigen. Auch sollen Zweifel vermieden werden, die sich 
aus Widersprüchen zwischen sonst weitergeltenden Ge- 
setzen und den Bestimmungen des Deutschlandvertrages 
und seiner Zusatzverträge ergeben könnten. 

c) Der Entwurf soll ferner Rechtsklarheit schaffen. Das 
Besatzungsrecht besteht aus einer unübersehbaren Fülle 
veröffentlichter und unveröffentlichter Vorschriften auf 
nahezu allen Rechtsgebieten. Besonders die unveröffent- 
lichten Vorschriften sind der Allgemeinheit oft unbe- 
kannt geblieben. Die Rechtssicherheit erfordert jedoch, 
daß jeder sich über Inhalt und Gültigkeit einer Norm 
unterrichten kann. Die Anlagen des Entwurfs enthalten 
daher auch Vorschriften, die als überholt oder gegen- 
standslos anzusehen sind oder deren Gültigkeit zweifel- 
haft sein kann. Insofern dient der Entwurf nicht nur der 
Aufhebung, sondern auch der Bereinigung des Besatzungs- 
rechts und enthält Bestimmungen, die nur deklaratorische 
Bedeutung haben. 

Das Besatzungsrecht soll auf eine übersehbare Zahl ver- 
öffentlichter Vorschriften beschränkt werden. Die noch in 
Kraft bleibenden unveröffentlichten besatzungsrechtlichen 
Bestimmungen werden iin Entwurf ausdrücklich genannt. 
Alle Zweifelsfragen hinsichtlich der Gültigkeit nicht aus- 
drücklich aufgehobener Vorschriften können durch den 
Entwurf nicht beseitigt werden; Gesetzgebung und Recht- 
sprechung werden weitere Klarheit schaffen müssen. 
Letztlich kann dies nur geschehen durch eine Sichtung des 
gesamten geltenden deutschen Rechts, an der im Bundes- 
justizministerium seit langem gearbeitet wird. 


d) Durch den Entwurf sollen nur solche besatzungs- 
rechtliche Vorschriften außer Kraft gesetzt werden, die 
der Gesetzgebungsbefugnis des Bundes unterliegen. Die 
Bundesregierung wird den Ländern eine Liste weiterer 
Vorschriften zuleiten, deren Aufhebung Sache der Länder 
wäre. 

In Berlin kann das Gesetz nicht übernommen werden, da 
der Deutschlandvertrag sich nicht auf Berlin erstreckt und 
die aufzuhebenden Vorschriften dort zum größten Teil 
nicht gelten. Es muß Berlin überlassen bleiben, ein ent- 
sprechendes Gesetz zu erlassen. 

e) Der deutsche Gesetzgeber ist nur befugt, besatzungs- 
rechtliche Vorschriften mit Wirkung vom Inkrafttreten des 
Deutschlandvertrages, nicht aber weiter rückwirkend auf- 
zuheben. Dies ergibt sich aus einem implicite in Artikel 1 
des Ersten Teils des Überleitungsvertrages anerkannten 
Grundsatz. Die Rechtsfolgen von Besatzungsnormen aus 
der Zeit ihrer Wirksamkeit müssen daher zunächst als 
fortgeltend anerkannt werden. Dieses Prinzip wird in Ar- 
tikel 2 des Ersten Teils des Überleitungsvertrages hin- 
sichtlich von Rechten und Verpflichtungen, die durch oder 
auf Grund besatzungsrechtlicher Vorschriften begründet 
oder festgestellt worden sind, ausdrücklich bestätigt. Diese 
bleiben daher auch nach deutschem Recht in Kraft, sind 
jedoch ohne Diskriminierung denselben künftigen gesetz- 
geberischen, verwaltungsmäßigen oder gerichtlichen Maß- 
nahmen unterworfen, wie gleichartige nach innerstaat- 
lichem deutschen Recht begründete oder festgestellte 
Rechte oder Verpflichtungen. 

Dieser Grundsatz wird durch den Entwurf nicht berührt. 
Eine derartige Bestimmung im Gesetz hätte nur deklara- 
torische Bedeutung und erscheint daher entbehrlich. 

Das gleiche gilt für die Anwendung aufgehobener Vor- 
schriften gemäß Artikel 3 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 Satz 4 
des Ersten Teils des Uberleitungsvertrages durch deutsche 
Gerichte und Gerichte der Drei Mächte in den Fällen, die 
bei Inkrafttreten des Deutschlandvertrages bei Gerichten 
der Alliierten Hohen Kommission anhängig sind. 

Soweit deutsche Rechtsvorschriften durch Rechtsvorschrif- 
ten der Besatzungsbehörden aufgehoben oder in ihrer 
Fassung geändert worden sind, geht der Entwurf davon 
aus, daß es dabei sein Bewenden hat, auch wenn die auf- 
hebende oder ändernde besatzungsrechtliche Vorschrift 
ihrerseits aufgehoben wird. Dieser Grundsatz ist für deut- 
sche Rechtsvorschriften allgemein anerkannt, es sei denn, 
daß ein anderer Wille des Gesetzgebers erkennbar wird. 
Es erscheint gerechtfertigt, ihn auch auf Besatzungsrecht 
anzuwenden. Eine ausdrückliche Regelung in diesem Ent- 
wurf scheint aber nicht veranlaßt. Die Beantwortung 
etwa in einzelnen Fällen sich ergebender Zweifelsfragen 
kann der Rechtsprechung oder einer späteren gesetzlichen 
Regelung überlassen werden. 

f) Vor Einbringung des Entwurfs bei den gesetzge- 
benden Körperschaften werden die Drei Mächte gemäß 
Artikel 1 Abs. 2 des Ersten Teils des Überleitungsver- 
trages wegen der vom Kontrollrat erlassenen Vorschriften, 
die nach dem Entwurf im Gebiet der Bundesrepublik 
ihre Wirksamkeit verlieren sollen, konsultiert werden. 
Eine Unterrichtung auf Referentenebene ist erfolgt. 

In Artikel 1 des Deutschlandvertrages haben sich die Drei 
Mächte verpflichtet, das Besatzungsstatut aufzuheben. In 
einem Schreiben der Alliierten Hohen Kommission vom 
23. Mai 1952 in der Fassung des Briefes X vom 23. Okto- 
ber 1954 (Bundesgesetzbl. 1955 II S. 510) haben sie sich 
ferner verpflichtet, einige vom Kontrollrat erlassene Vor- 
schriften mit dem Inkrafttreten der Verträge selbst außer 
Wirksamkeit zu setzen. Dazu gehören die Proklamation 
Nr. 2, Artikel III, IV und V des Gesetzes Nr. 10 über die 
Bestrafung von Kriegsverbrechern und das Gesetz Nr. 25 
zur Regelung und Überwachung der naturwissenschaft- 
lichen Forschung. Es ist damit zu rechnen, daß die Hohen 
Kommissare bis zum Inkrafttreten des Protokolls über 
die Beendigung des Besatzungsregimes noch eine Anzahl 
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weiterer besatzungsrechtlicher Vorschriften außer Kraft 
setzen werden. Dies wäre besonders erwünscht für solche 
Bestimmungen, die sich auf Organisation und Tätigkeit 
der Besatzungsbehörden beziehen. Sobald derartige Ge- 
setze oder Verordnungen der Hohen Kommissare ver- 
öffentlicht sind, können davon betroffene Vorschriften 
aus dem vorliegenden Entwurf, soweit sie darin enthalten 
sind, gestrichen werden. 


II. 

Die einzelnen Gesetzesbestimmungen 
Zur Überschrift: 

Durch die Bezeichnung „Erstes Gesetz zur Aufhebung des 
Besatzungsrechts" soll die Absicht ausgedrückt werden, 
im Laufe der Zeit das gesamte Besatzungsrecht zu besei- 
tigen. Dies kann aus Gründen, die oben unter la dieser 
Begründung erwähnt wurden, nicht durch ein einziges 
Gesetz geschehen. Der Entwurf enthält fast ausschließlich 
Vorschriften, deren Aufhebung von keiner Seite wider- 
sprochen wurde. Die Aufhebung weiterer Vorschriften 
wird nach eingehender Prüfung entweder mit Erlaß deut- 
scher Ersatzvorschriften oder durch weitere Aufhebungs- 
gesetze erfolgen. 

Zu § 1: 

Der Ausdruck „Besatzungsbehörden" soll klarstellen, daß 
hiermit dieselben Organe der Besatzungsmächte gemeint 
sind wie in Artikel 1 des Ersten Teils des Überleitungs- 
vertrages. Die dort genannten Rechtsvorschriften unter- 
scheiden sich von den Vorschriften im Sinne des Entwurfs 
nur darin, daß diese auch solche Bestimmungen umfassen, 
die nicht den Charakter von Rechtsnormen haben — also 
zum Beisniel auch Verwaltungsanordnungen — wie auch 
solche, die nicht veröffentlicht sind. Da eine Unterschei- 
dung zwischen Rechtsnormen und anderen Vorschriften 
oft schwer zu treffen ist, auch nicht alle veröffentlichten 
Vorschriften Rechtscharakter ha,ben, erschien eine Unter- 
scheidung unzweckmäßig. 

Die Aufhebung erfolgt mit dem Inkrafttreten des Gesetzes. 
Eine besondere Zeitangabe für die Aufhebung ist daher 
überflüssig. 

Die in den §§ 1 und 2 erwähnten Anlagen sind Bestandteil 
des Gesetzes, 

Zu § 2: 

Die Alliierte Hohe Kommission hält sich nicht für befugt, 
vom Kontrollrat erlassene Vorschriften aufzuheben. Sie 
hat sich deshalb stets darauf beschränkt, Kontrollratsrecht 
im Gebiete der Bundesrepublik außer Wirksamkeit zu 
setzen. Dementsprechend haben die Drei Mächte in Arti- 
kel 1 Abs. 1 Satz 3 des Ersten Teils des Überleitungsver- 
trages den deutschen Gesetzgebungsorganen untersagt, 
vom Kontrollrat erlassene Rechtsvorschriften aufzuheben 
oder zu ändern; in Absatz 2 des gleichen Artikels wird 
iedoch die Bundesrepublik ermächtiat, nach ieweih’cTer 
Konsultation mit den Drei Mächten Rechtsvorschriften des 
Kontrollrats — mit gewissen Ausnahmen — im Bundes- 
gebiet außer Wirksamkeit zu setzen. 

Im Entwurf wird anstelle des Ausdrucks „Bundesgebiet" 
die Bezeichnung „Geltungsbereich dieses Gesetzes" ver- 
wendet. Die Bedeutung des Ausdrucks „Bundesgebiet" ist 
umstritten. Der Geltungsbereich dieses Gesetzes ist mit 
dem Begriff „Bundesgebiet" im Sinne der Verträge iden- 
tisch. 

Zu § 3 Abs. 1; 

Die ausdrückliche Aufhebung der nichtveröffentlichten 
Vorschriften der Besatzungsbehörden ist aus folgenden 
Erwägungen notwendig: 

Nach Artikel 1 Abs. 1 Satz 2 in Verbindung mit Artikel 1 
Abs. 3 des Ersten Teils des Überleitungsvertrages bleiben 
die amtlich veröffentlichten Rechtsvorschriften der Be- 
satzungsbehörden bis zu ihrer Aufhebung oder Änderung 
in Kraft. Hinsichtlich der nichtveröffentlichten Vor- 


schriften enthält das Vertragswerk keine entsprechende 
Vorschrift. Aus Artikel 2 des Ersten Teils des Über- 
leitungsvertrages ergibt sich lediglich, daß die auf ihnen 
beruhenden Rechte und Verpflichtungen aufrechterhalten 
bleiben. 

Dies rechtfertigt im Zusammenhang mit allgemeinen 
Grundsätzen des jus postliminii den Umkehrschluß, daß 
alle nicht amtlich veröffentlichten Vorschriften der Be- 
satzungsbehörden mit der Wiederherstellung der Souve- 
ränität im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Protokolls 
über die Beendigung des Besatzungsregimes ihre Gültig- 
keit verlieren. Insofern hat § 3 des Entwurfs deklarato- 
rische Bedeutung. Uber diese Rechtsfolgen besteht aber 
vielfach Unklarheit. Eine Seite bezeichnet eine Bestim- 
mung wie den § 3 Abs. 1 als überflüssig, weil selbstver- 
ständlich; die andere Seite lehnt sie ab, weil dadurch Vor- 
schriften aufgehoben würden, an deren Fortgeltung erheb- 
liches Interesse bestünde. Soweit ein solches Interesse in 
Ausnahmefällen anzuerkennen ist, erscheint es gerade aus 
den obigen Erwägungen und aus Gründen der Rechts- 
sicherheit und Rechtsklarheit erforderlich, ihre Fortgeltung 
gesetzlich ausdrücklich festzustellen. 

In zahlreichen Fällen ist schwer abzugrenzen, welche Vor- 
schriften als amtlich veröffentlicht im Sinne des Artikels 1 
Abs. 3 des Ersten Teils des Überleitungsvertrages anzu- 
sehen sind. Einige besatzungsrechtliche Vorschriften sind 
in anderen Organen als den in § 3 Abs. 3 des Entwurfs 
genannten Amtsblättern der Besatzungsmächte — zum 
Beispiel in deutschen Amtsblättern - — veröffentlicht wor- 
den. Auch sie sind als amtlich veröffentlicht im Sinne des 
Artikels 1 Abs. 3 des Ersten Teils des Überleitungsver- 
trages anzusehen und würden daher fortgelten. Soweit 
§ 3 Abs. 1 des Entwurfs derartige Bestimmungen besei- 
tigt, hat er also nicht nur deklaratorische, sondern auch 
konstitutive Bedeutung. 

Zu § 3 Abs. 2: 

Von der allgemeinen Aufhebung nichtveröffentlichter 
Vorschriften müssen gewisse Ausnahmen gemacht wer- 
den. Soweit solche Vorschriften auf Grund von Bestim- 
mungen der Verträge aufrecht erhalten bleiben, mußte 
festgestellt werden, daß sie durch § 3 Abs. 1 nicht berührt 
werden. 

Zu a): 

Nach Artikel 3 Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 1 
Buchstabe c des Dritten Teils des Uberleitiingsver- 
trages bleiben die zu den Gesetzen Nr. 52 des SHAEF 
und der Militärregierungen erlassenen Genehmigun- 
gen und Anweisungen, soweit sie auf die der Rück- 
erstattung unterliegenden Vermögenswerte oder auf 
den Ertrag bzw. Erlös aus diesen Vermögenswerten 
anwendbar sind, aufrechterhalten, bis alle Verfahren 
über Ansprüche auf Grund dieser Vorschriften voll- 
ständig erledigt sind. 

Zu b): 

Das gleiche wie zu a) gilt gemäß Artikel 3 Abs. 1 in 
Verbindung mit Artikel 1 Buchstabe b ii des Dritten 
Teils des Überleitungsvertrages für Nachtrag 1 zu den 
Durchführungsanweisungen des Gesetzes Nr. 58 der 
Amerikanischen Militärregierung und der Direktive 
Nr. 50 des Kontrollrats. 

Zu c): 

Nach Artikel 1 Abs. 2 des Ersten Teils des Überlei- 
tungsvertrages in Verbindung mit einem Schreiben der 
drei Außenminister an den Bundeskanzler und dem 
entsprechenden Antwortschreiben des Bundeskanzlers 
vom 26. Mai 1952 (Biindesgesetzbl. 1955 II S. 508) müs- 
sen Proklamation Nr. 1 und mehrere Kontrollrats- 
direktiven, die das interne Verfahren des Kontrollrats 
oder den Interzonenverkehr betreffen, in Kraft bleiben. 
Die Proklamation Nr. 1 und einige der in den Schrei- 
ben genannten Direktiven sind im Amtsblatt des 
Kontrollrats veröffentlicht und fallen daher nicht unter 
§ 3 des Entwurfs. Dagegen sind die in § 3 Abs. 2 Buch- 
stabe c genannten Kontrollratsdirektiven, die aus- 
schließlich das interne Verfahren des Kontrollrats be- 
treffen, nur in den für den internen Gebraudi der Be- 
satzungsbehörden in der amerikanischen Besatzungs- 
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Zone bestimmten Military Government Regulations, 
Title 23, abgedruckt. Die deutsche Übersetzung der 
Überschriften dieser Direktiven ist aus der Anlage zu 
dieser Begründung zu ersehen. 

Zu d): 

Nach Artikel 12 Abs. 3 Satz 2 des revidierten Finanz- 
vertrages gilt die bisherige Grundlage für die Bemes- 
sung der Vergütung für die durch die Streitkräfte im 
Wege der Anforderung beschafften Liegenschaften, 
Güter, Materialien und sonstigen Leistungen weiter, 
bis die nach Artikel 37 Abs. 3 des revidierten Truppen- 
vertrages von der Bundesrepublik zu erlassenden Ge- 
setze über die Inanspruchnahme von Sachleistungen, 
die Beschaffung von Land und die Errichtung von 
Schutzbereichen in Kraft treten. Eine entsprechende 
Bestimmung enthält Ziffer 5 des Schreibens des Bun- 
deskanzlers an jeden der drei Hohen Kommissare vom 
23. Oktober 1954 betreffend Erleichterungen für Bot- 
schaften und Konsulate der Drei Mächte für das von 
diesen benutzte Eigentum. Die bisherige Grundlage 
für die Bemessung der Vergütung sind nichtveröffent- 
lichte Vorschriften, 

Zu e) : 

In Absatz 1 des Schreibens der drei Hohen Kommis- 
sare an den Bundeskanzler vom 26. Mai 1952 betreffend 
die Ausübung des von den Drei Mächten vorbehalte- 
nen Rechtes in Bezug auf Berlin in .der Fassung des 
Briefes X vom 23. Oktober 1954 (Bundesgesetzbl. 1955 
II S. 500) wird festgestellt, daß nach Inkrafttreten des 
Protokolls über die Beendigung des Besatzungsregimes 
der von den Militärgouverneuren hinsichtlich der Ar- 
tikel 23 und 144 des Grundgesetzes ausgesprochene 
Vorbehalt formell aufrechterhalten wird. Dieser Vor- 
behalt war in Ziffer 4 des Genehmigungsschreibens der 
Militärgouverncure zum Grundgesetz vom 12. Mai 1949 
(Verordnungsblatt für die Britische Zone 1949 Seite 
416) enthalten und wurde inhaltlich nicht durch das 
Schreiben der drei Hohen Kommissare vom 26. Mai 
1952 übernommen. Ziffer 4 des Genehmigungsschrei- 
bens der Militärgouverneure vom 12. Mai 1949 muß 
daher in Kraft bleiben. 

Zu Satz 2: 

Der Bundesrechnungshof wurde durch eine unveröffent- 
lichte Direktive der Alliierten Hohen Kommission vom 
17. Oktober 1950 zur Prüfung der Besatzungskosten 
und Auftragsausgaben ermächtigt. Er hat mitgeteilt, 
daß er auf die Aufrechterhaltung dieser Direktive 
Wert legen müsse, da die Prüfung der Besatzungsaus- 
gaben nach anderen Grundsätzen erfolge als die inner- 
deutscher Ausgaben. Die Direktive und die Zusatz- 
anordnung sind im Ministerialblatt des Bundesmini- 
sters der Finanzen 1951 Ausgabe A S. 2 abgedruckl. 

Alle diese in § 3 Abs. 2 genannten Vorschriften sind 
nicht in den Amtsblättern der Besatzungsmächte ver- 
öffentlicht. Sie mußten zu ihrer Aufrechterhaltung von der 
Aufhebungsvorschrift des Absatzes 1 ausdrücklich aus- 
genommen werden. 

Zu § 3 Abs. 3: 

Im Absatz 3 werden die Amtsblätter der Besatzungsmächte 
im Sinne des Absatzes 1 erschöpfend aufgezählt. Dabei 
ist zu beachten, daß die Bezeichnung der Amtsblätter 
nicht immer genau ist. So sind die Hefte A und B des 
Amtsblattes der Militärregierung Deutschland (Amerika- 
nisches Kontrollgebiet) im autorisierten Nachdruck als 
Amtsblatt der Militärregierung Deutschland (Amerika- 
nische Zone) bezeichnet; das Amtsblatt der Militärregie- 
rung Deutschland (Britisches Kontrollgebiet) nennt sich 
vom 30. Juli 1949 an Amtsblatt ' der Militärregierung 
Deutschland (Britische Zone) und vom 17. September 1949 
an Amtsblatt der Kontrollkommission Deutschland (Briti- 
sche Zone). 

Das Amtsblatt der Militärregierung Deutschland (ohne 
Zusatz) enthält im Gegensatz zu den gleichnamigen Amts- 
blättern für das amerikanische und britische Kontrollge- 
biet nur Vorschriften, die vom Obersten Befehlshaber 
der Alliierten Streitkräfte (SHAEF) erlassen sind. Diese 
gelten für das gesamte deutsche Gebiet, das damals unter 
Kontrolle des 21. Armeekorps der alliierten Expeditions- 


streitkräfte stand. Eine Anzahl dieser SHAEL- Vorschrif- 
ten ist später nach Bildung der einzelnen Zonen im glei- 
chen oder wenig geänderten Wortlaut als Gesetz der 
Militärregierung nochmals in den Amtsblättern der ein- 
zelnen Kontrollgebiete veröffentlicht worden. Das Amts- 
blatt der Militärregierung Deutschland diente ursprüng- 
lich nur für den internen Gebrauch der Besatzungsstreit- 
kräfte. Die Bevölkerung wurde bis zur Herausgabe der 
zonalen Amtsblätter in der Regel durch Maueranschläge 
von dem Wortlaut der Gesetze in Kenntnis gesetzt. 

Nicht zu den Amtsblättern der Besatzungsmächte im Sinne 
des § 3 Abs. 3 des Entwurfs gehört das Regierungsblatt 
der Militärregierung Württemberg-Baden. 

Zu § 4: 

Unter I c der Begründung wurde ausgeführt, daß der Ent- 
wurf nicht nur der Aufhebung, sondern auch der Berei- 
nigung des Besatzungsrechts dienen soll. Die unter das 
Gesetz fallenden Vorschriften werden grundsätzlich „ex 
nunc", d. h. mit dem Inkrafttreten des Gesetzes aufgeho- 
ben. § 4 des Entwurfs soll verhindern, daß aus der Auf- 
hebung ex nunc Rückschlüsse auf die Weitergeltung aller 
Vorschriften bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes gezo- 
gen werden. Gerichte und Behörden werden jeweils prü- 
fen müssen, ob eine dieser Vorschriften bereits früher ihre 
Gültigkeit verloren hat. 

Zu § 5 Abs. 1: 

Die Besatzungsmächte haben in vielen Fällen durch Ge- 
setze oder Verwaltungsmaßnahmen den Ablauf von zivil- 
rechtlichen, strafrechtlichen oder anderen öffentlich-recht- 
lichen Fristen gehemmt. Dies geschah z. B. durch Artikel 
10 des Gesetzes Nr. 13 in der Fassung des Gesetzes Nr. 28 
der Alliierten Hohen Kommission über die Gerichtsbar- 
keit auf den vorbehaltenen Gebieten oder durch Maß- 
nahmen auf Grund der Gesetze Nr. 52 des SHAEF und 
der Militärregierungen über die Sperre und Kontrolle von 
Vermögen. In Anlehnung an die deutsche Gesetzgebung 
über den Ablauf der durch Kriegsvorschriften gehemmten 
Fristen ersclieint es auch hier zweckmäßig, eine klare Re- 
gelung zu treffen. Dadurch soll vermieden werden, daß 
in jedem einzelnen Falle — vielleicht nach Jahren — das 
Vorliegen einer Hemmung festgestellt und ihre Dauer be- 
rechnet werden muß. 

Für alle Fristen, die am Tage des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes noch nicht beendet waren, deren Ablauf aber 
durch Maßnahmen der Besatzungsmächte gehemmt wurde, 
wird ein einheitlicher Termin festgelegt, zu dem sie frü- 
hestens ablaufen. Das bedeutet unter Umständen eine 
Verlängerung, in anderen Fällen eine Verkürzung der 
Frist. Bei allen Fristen, die an diesem Tage noch nicht be- 
endet waren, soll die Berechnung so erfolgen, als ob eine 
Hemmung durch Maßnahmen der Besatzungsmächte nicht 
eingetreten wäre. Das schließt eine Hemmung aus ande- 
ren Gründen nicht aus. 

Zu § 5 Abs. 2; 

Wie schon zu § 5 Abs. 1 festgestellt, bedeutet dessen Re- 
gelung in einigen Fällen eine Verlängerung, in anderen 
eine Verkürzung der Frist. In der Strafgerichtsbarkeit 
könnte sich die Verlängerung einer Frist zum Nachteil des 
Straftäters aiiswirken. Dies wäre insbesondere der Fall, 
wenn eine Frist auf Grund besatzungsrechtlicher Vor- 
schriften nur kurze Zeit gehemmt war und ihr Ablauf so- 
wohl mit wie auch ohne Berücksichtigung der Hemmung 
vor Ende des Jahres 1956, aber nach Inkrafttreten des 
geplanten Gesetzes, eintreten würde. Dann wäre eine 
Frist nicht nur über ihren normalen Lauf, sondern auch 
über die nach bisheriger Rechtslage eintretende kalen- 
dermäßige Verschiebung hinaus verlängert. Im Interesse 
einer möglichst weitgehenden Gleichbehandlung aller 
Straftäter erschien es notwendig, auf dem Gebiet der 
Strafgerichtsbarkeit das Ende der Fristen nicht im glei- 
chen Umfang wie in Absatz 1 hinauszuschieben, sondern 
schon früher eintreten zu lassen. Die Regelung des Ab- 
satzes 2 gibt den Strafverfolgungs- und -Vollstreckungs- 
behörden noch genügend Gelegenheit, die vor der Ver- 
jährung stehenden Fälle, in denen die deutsche Gerichts- 
barkeit auf Grund von Besatzungsvorschriften ausge- 
schlossen war, zu überprüfen. 


13 



Zu § 5 Abs. 3a: 

Auf Grund des Artikels 2 des Zehnten Teils des Über- 
leitungsvertrages muß das Gesetz Nr. 67 der Alliierten 
Hohen Kommission über Fristen, die Ausländer betreffen, 
in Kraft bleiben, soweit es ausländische Gläubiger deut- 
scher Schuldner berührt. Zur Klarstellung des Verhältnis- 
ses dieser Bestimmung zu § 5 Abs. l ist daher ein Vor- 
behalt erforderlich. 

Die in Artikel 2 genannten Bestimmungen sollen gemäß 
Satz 2 des gleichen Artikels auf der Grundlage des Lon- 
doner Schuldenabkommens vom 27. Februar 1953 einer 
Nachprüfung unterworfen werden. Ein deutscher Gesetz- 
entwurf, durch den einige Bestimmungen des Gesetzes 
Nr. 67 der Alliierten Hohen Kommission aufgehoben wer- 
den, wurde dem Kabinett zugeleitet. Es läßt sich jedoch 
zur Zeit noch nicht übersehen, wann dieses Gesetz in Kraft 
treten wird. 


Zu § 5 Abs. 3b: 

In Artikel 8 des sogenannten Liquidationsschlußgesetzes 
(Gesetz Nr. 84 der Alliierten Hohen Kommission, Amts- 
blatt S. 3161) sind besondere Vorschriften enthalten über 
das Ende der Verjährungsfristen bei Ansprüchen, die 
zum Restvermögen der IG-Farbenindustrie AG. i. L. ge- 
hören oder aus ihm zu befriedigen sind und die am 8. Mai 
1945 noch nicht verjährt waren. Diese Regelung unter- 
scheidet sich von der Bestimmung in § 5 Abs. 1. Nach Ar- 
tikel 11 Abs. 1 des Ersten Teils des Überleitungsvertrages 
wird das Liquidationsschlußgesetz in Kraft bleiben, bis 
die Liquidation der IG-Farbenindustrie AG. i. L. voll- 
ständig durchgeführt ist. 


Auch in diesem Falle erschien es erforderlich, die unter 
das Gesetz Nr. 84 der Alliierten Hohen Kommission fal- 
lenden Ansprüche ausdrücklich von der Regelung des § 5 
Abs. 1 auszunehmen. 

Zu § 6 Abs. 1: 

Aus den unter Ib dieser Begründung erwähnten Gründen 
sollen die in den §§ 1 bis 3 bezeichneten Vorschriften 
möglichst gleichzeitig mit dem Inkrafttreten des Deutsch- 
landvertrages aufgehoben werden. Dieser wird nach Ar- 
tikel 3 des Protokolls über die Beendigung des Besat- 
zungsregimes in der Bundesrepublik vom 23. Oktober 
1954 in Kraft treten, sobald alle Unterzeichnerstaaten die 
Ratifikations- oder Genehmigungsurkunden für dieses 
Protokoll hinterlegt haben. Es bestehen auch keine Be- 
denken dagegen, das Gesetz rückwirkend zu diesem Zeit- 
punkt in Kraft zu setzen, falls es erst nach dem Inkraft- 
treten des Protokolls verabschiedet wird. 

Zu § 6 Abs. 2 

Da der Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes somit 
von der Hinterlegung dieser Ratifikationsurkunden ab- 
hängen würde und sich nicht aus dem Gesetz selbst er- 
gibt, erscheint eine Bekanntmachung im Teil I des Bun- 
desgesetzblattes angebracht. 

Zu § 6 Abs. 3: 

Aus den unter I d genannten Gründen kann das Gesetz in 
Berlin keine Anwendung finden. Da sich das Gesetz auch 
auf abgabenrechtliche Bestimmungen bezieht, muß im Hin- 
blick auf § 12 Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes (Drittes Über- 
leitungsgesetz) vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
die Geltung des Gesetzes im Land Berlin ausdrücklich aus- 
geschlossen werden. 


Anlage zur Begründung 


Deutsche Übersetzung der übersdiriften 
der in § 3 Abs. 2 genannten Kontrollratsdirektiven 


Direktive 

Direktive 

Direktive 

Direktive 

Direktive 

Direktive 


Direktive 

Direktive 

Direktive 

Direktive 


Direktive 

Direktive 

Direktive 

Direktive 


Nr. 1 Definitionen 

Nr. 2 Errichtung des Koordinationskomitees 
Nr. 4 Errichtung des Verwaltungsbüros 
Nr. 5 Errichtung des Kontrollstabes 
Nr. 6 Vorläufige Berichte des Kontrollstabes 
Nr. 7 Verteilung der Kontrollratsverantwort- 
lichkeiten nach dem Bericht der Dreier- 
konferenz von Berlin 

Nr. 12 Austausch von Gesetzesabschriften und 
Informationen 

Nr. 13 Vorbereitung von Kontrollratsgesetz- 
gebung 

Nr. 17 Errichtung der Verbindungsabteilung des 
alliierten Sekretariats 

Nr. 20 Veröffentlichung von Angelegenheiten, 
die vom Koordinationskomitee im Na- 
men des Kontrollrats beschlossen sind 
Nr. 21 Über das Tätigwerden der Kommission 
für das deutsche Auslandsvermögen 
Nr. 34 Errichtung eines Direktoriums für die 
Vereinigten Waffengattungen 
Nr. 36 Errichtung einer alliierten Kontrollbe- 
hörde für Interzonenverkehr 
Nr. 53 Neufassung der Direktive Nr. 3 betr. 
Errichtung des alliierten Sekretariats 
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Anlage B 


Entwurf eines gleichlautenden Schreibens des Herrn Bundeskanzlers 
an die Botschafter der Drei Mächte 


Herr Botschafter, 

Die Bundesregierung beabsichtigt, mit der 
in Abschrift beigefügten Gesetzesvorlage den 
gesetzgebenden Körperschaften der Bundes- 
republik vorzuschlagen, die in der Anlage 2 
des Gesetzentwurfs aufgeführten, vom Kon- 
trollrat erlassenen Vorschriften im Bundes- 
gebiet außer Wirksamkeit zu setzen. Gemäß 
Artikel 1 Abs. 2 des Ersten Teils des Vertra- 
ges zur Regelung aus Krieg und Besatzung 
entstandener Fragen ist die Bundesrepublik 
gehalten, vor einer solchen Maßnahme die 
Drei Mächte zu konsultieren. Dem entspre- 
chend bitte ich Eure Exzellenz, mir mitzutei- 
len, ob seitens der Regierung des Vereinig- 
ten Königreichs (der Französischen Republik, 
der Vereinigten Staaten) gegen diese Absicht 
Bedenken erhoben werden. 

Genehmigen Sie, Herr Botschafter, den 
Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hochach- 
tung. 
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Anlage C 


Stellungnahmen und Änderungsvorschläge 

des Bundesrates 


1. a) Der Bundesrat ist in Übereinstimmung 

mit der Bundesregierung der Auffas- 
sung, daß durch das Gesetz nur solche 
besatzungsrechtlichen Vorschriften auf- 
gehoben werden können, für die dem 
Bund die Gesetzgebungskompetenz zu- 
steht. 

b) Der Bundesrat ist wegen der Kürze der 
ihm zur Verfügung stehenden Zeit 
nicht in der Lage gewesen, den Katalog 
der Anlagen 1 und 2 einer abschließen- 
den Prüfung dahin zu unterziehen, ob 
für alle dort aufgeführten besatzungs- 
rechtlichen Vorschriften die Gesetz- 
gebungskompetenz des Bundes vorliegt. 
Bedenken bestehen insbesondere hin- 
sichtlich der in Anlage 1 Abschnitt F 
genannten Verordnung Nr. 188 vom 
30. Oktober 1948 über die Zuweisung 
der Rundfunkeinrichtungen des fran- 
zösischen Besetzungsgebietes in Deutsch- 
land an den „Südwestfunk". Bedenken 
bestehen ferner bezüglich der in der 
Anlage 1 (Seite 10) aufgeführten Be- 
stimmungen über das Jagdrecht. 

c) Der Bundesrat behält sich vor, im wei- 
teren Gesetzgebungsverfahren auf die 
Streichung solcher Bestimmungen hin- 
zuwirken, bei denen sich nach näherer 
Prüfung heraussteilen sollte, daß eine 
Gesetzgebungsbefugnis des Bundes für 
Ihre Aufhebung nicht gegeben ist. 

2. Zu § 3 Abs. 2 Budistabe e 

§ 3 Abs. 2 Buchstabe e ist zu streichen. 
Begründung 

§ 3 Abs. 2 Buchstabe e des Entwurfs sieht 
vor, daß Ziffer 4 des Genehmigungsschrei- 
bens der Militärgouverneure zum Grund- 
gesetz vom 12. Mai 1949 unberührt bleibt. 
Die Aufnahme dieser Bestimmung ist aus 
nachstehenden Gesichtspunkten entbehr- 
lich: 

Das Schreiben der drei Hohen Kommis- 
sare an den Herrn Bundeskanzler vom 
26. Mai 1952 in der Fassung des Briefes X 


vom 23. Oktober 1954 betreffend die Aus- 
übung der von den Drei Mächten vorbe- 
haltenen Rechte In bezug auf Berlin hält 
Ziffer 4 des Genehmigungsschreibens der 
Militärgouverneure zum Grundgesetz vom 
12. Mai 1949 unter Berufung auf den Ber- 
lin-Vorbehalt aufrecht. 

Die in § 3 Abs. 2 Buchstabe e behandelte 
Frage entzieht sich somit einer bundesge- 
setzlichen Regelung. 

3. Zu § 6 

a) § 6 Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung 
vom 5. Mai 1955, 12.00 Uhr, in Kraft.". 

b) § 6 Abs. 2 ist zu streichen. 

c) § 6 Abs. 3 wird § 6 Abs. 2. 

Begründung 

Da das Protokoll über die Beendigung des 
Besatzungsregimes am 5. Mai 1955 um 
12.00 Uhr in Kraft getreten ist, sollte nun- 
mehr dieser Zeitpunkt in § 6 des Entwurfs 
genannt werden. 

4. Zu Anlage 1 des Entwurfs 

In der Anlage 1 ist in Abschnitt F „Fran- 
zösisches Oberkommando in Deutschland 
(FCC)" unter „I. Verordnungen“ die Ver- 
ordnung Nr. 188 vom 30. Oktober 1948 
zu streichen. 

Begründung 

Die Verordnung Nr. 188 i. d. F. der Ver- 
ordnung Nr. 278 ist als Rechtsgrundlage 
für den Südwestfunk notwendig. Z. Z. 
schweben zwischen dem Bund und den 
Ländern Verhandlungen mit dem Ziel, 
einen Staatsvertrag über die Ordnung des 
deutschen Rundfunkwesens abzuschließen. 
Erst wenn dieser Staatsvertrag in Kraft ge- 
treten sein wird, werden die bis jetzt noch 
geltenden Bestimmungen der Verordnung 
Nr. 188 i. d. F. der Verordnung Nr. 278 
entbehrlich sein. 
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Anlage D 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Stellungnahmen und Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Zu 1 a) 

Keine Bemerkungen. 

Zu 1 b) und 4 

Hinsichtlich der Verordnung Nr. 188 der 
Französischen Militärregierung vom 30. Ok- 
tober 1948 in der Fassung der Verordnung 
Nr. 278 vom 24. April 1952 teilt die Bundes- 
regierung die Bedenken des Bundesrates ge- 
gen deren Aufhebung nidit. Durch die auf- 
zuhebende Verordnung wurden im wesent- 
lichen Fragen der Übertragung von Vermö- 
gen der früheren Reichspost geregelt. Mit 
Rücksicht auf die z. Z. zwischen dem Bund 
und den Ländern schwebenden Verhandlun- 
gen über Fragen des Rundfunks widerspricht 
die Bundesregierung jedoch einer Streichung 
der genannten Verordnung aus der Liste der 
aufzuhebenden Vorschriften nicht, zumal 
durch das gegenwärtige eilbedürftige Erste 
Gesetz zur Aufhebung des Besatzungsrechts 
nur solche Vorschriften aufgehoben werden 
sollen, über deren Aufhebung durch den 
Bund kein Streit besteht. 

Den Bedenken gegen die Aufhebung der un- 
ter Buchstabe F der Anlage 1 (Seite 10) auf- 
geführten Bestimmungen über das Jagdrecht 
kann die Bundesregierung ebenfalls nicht zu- 
stimmen. Nach Art. 75 Nr. 3 GG hat der 
Bund das Recht, Rahmenvorschriften über 
das Jagdrecht zu erlassen. Durch das Bundes- 
jagdgesetz vom 29. November 1952 (BGBl. I 
S. 780) hat der Bund von diesem Recht Ge- 
braudi gemacht. Nach § 22 dieses Gesetzes 
bestimmt der Bundesminister die Jagdzeiten. 
Damit ist die Zuständigkeit des Bundes für 
die Aufhebung besatzungsrechtlicher Vor- 


sdiriften, die die Zeit der Jagderöffnung und 
des Jagdschlusses bestimmen, gegeben. 

Zu 1 c) 

Keine Bemerkungen. 

Zu 2 

Die Bundesregierung erhebt keine Einwen- 
dungen gegen die Streichung von § 3 Abs. 2 
Buchstabe e des Entwurfs. Sie weist aber dar- 
auf hin, daß die Überlegungen, auf Grund 
derer der Bundesrat die Streichung des er- 
wähnten Buchstabens e vorgeschlagen hat, 
ebenso für die ln Buchstabe c des § 3 Abs. 2 
genannten Kontrollratsdirektiven gelten. 
Auch die Aufrechterhaltung dieser Direktiven 
beruht nicht auf einer vertraglichen Verein- 
barung mit der Bundesregierung. Die Drei 
Mächte haben vielmehr in dem Schreiben 
Nr. 8 a der drei Außenminister an den Bun- 
deskanzler vom 26. Mai 1952 (BGBl. 1955 II 
S. 508) die Aufrechterhaltung dieser Vor- 
schriften unter Berufung auf ihre vorbehalte- 
nen Rechte verlangt. Die Bundesregierung 
hat in dem Antwortschreiben Nr. 8 b des 
Bundeskanzlers an jeden der drei Außen- 
minister vom 26. Mai 1952 (BGBl. 1955 II 
deutschen Gesetzgebungsbefugnis unterliegen 
S. 509) erklärt, daß diese Direktiven nicht der 
können und daß ihnen durch deutsche ge- 
setzgebende Organe die Wirksamkeit nicht 
entzogen werden könne. 

Zu 3 

Die Bundesregierung ist mit der vom Bun- 
desrat vorgeschlagenen Neufassung des § 6 
des Entwurfs einverstanden. 
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